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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Kinder in Familienverbünden ohne sorgeberechtigte 
Begleitung – Überbrückungsleistungen sicherstellen 
 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Das Land Berlin muss sicherstellen, dass Kinder und Jugendliche, die im Rahmen 
von Familienverbünden ohne sorgeberechtigte Begleitung einreisen, ab dem 
ersten Tag wirksam geschützt und versorgt werden. Hierzu gehören eine 
sorgfältige Prüfung der tatsächlichen Personensorge, die unverzügliche 
Wahrnehmung der gesetzlichen Notvertretung bei ungeklärter Sorgeberechtigung, 
die frühzeitige Anregung einer Vormundschaft sowie die lückenlose Gewährung 
von Überbrückungsleistungen bis zur Klärung der Zuständigkeiten. Darüber hinaus 
muss diesen Kindern – ebenso wie unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten – 
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bereits im Screeningverfahren eine unabhängige rechtliche Vertretung zur Seite 
gestellt werden. 

 

Ausgangslage 
Kinder und Jugendliche, die im Rahmen von Familienverbünden einreisen, werden 
in der Praxis häufig pauschal als „begleitet“ eingestuft. Diese Einordnung erfolgt 
jedoch nicht selten ohne ausreichende Prüfung der tatsächlichen Personensorge 
und wird den komplexen Flucht- und Krisenkontexten nicht gerecht. Fehlende 
Dokumente oder zerstörte Kommunikationsstrukturen erschweren eine 
verlässliche Klärung zusätzlich. 

Reisen minderjährige Kinder im Rahmen von Familienverbünden ein, jedoch ohne 
sorgeberechtigte Personen, ist das Land Berlin im Rahmen seiner Notvertretung 
verpflichtet, Überbrückungsleistungen zu gewähren. Nach § 1 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) gehören auch minderjährige Kinder und 
Jugendliche zu den Leistungsberechtigten. Selbst wenn noch kein Asylantrag 
gestellt wurde, müssen Leistungen nach dem AsylbLG gewährt werden. 

Anders verhält es sich, wenn ein Kind zu bereits in Berlin lebenden 
Familienangehörigen einreist, diesen durch die Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie die Erziehungsberechtigung übertragen wird und das Kind bei 
seinen Verwandten lebt. Gemäß § 42 Absatz 2 SGB VIII hat das Jugendamt alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls zu treffen. Dazu zählen 
neben der Krankenhilfe ausdrücklich auch Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts, insbesondere Verpflegung und Bekleidung. Diese 
Überbrückungsleistungen müssen bis zur Bestellung eines Vormunds gewährleistet 
sein. Derzeit bestehende Versorgungslücken sind unzulässig und verstoßen gegen 
den gesetzlichen Schutzauftrag. 

 

Warum ist diese Forderung für junge Geflüchtete besonders wichtig? 
Im Zuge der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) besteht 
die Gefahr, dass pauschale Annahmen über das Vorliegen einer sorgeberechtigten 
Begleitung weiter zunehmen. Dadurch droht, dass minderjährige Schutzsuchende 
nicht ausreichend in das System der Kinder- und Jugendhilfe einbezogen werden 
und in Schutzlücken geraten. 

Vor diesem Hintergrund ist zwingend erforderlich, dass das Landesjugendamt im 
Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme sorgfältig prüft, ob eine tatsächliche 
Personensorgeberechtigung vorliegt. Das Landesjugendamt Berlin muss dabei eine 
aktive Rolle übernehmen und gegebenenfalls die Bestellung einer Vormundschaft 
anregen und sicherstellen, um den rechtlichen Schutz der Minderjährigen zu 
gewährleisten. 

Bis zur abschließenden Klärung der Zuständigkeit und der Leistungsgewährung 
durch andere Sozialleistungsträger ist der Lebensunterhalt der Minderjährigen 
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durch Überbrückungsleistungen vollständig zu sichern. Versorgungslücken sind 
unzulässig und widersprechen dem Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe 
nach dem SGB VIII sowie den europäischen kinderrechtlichen Verpflichtungen im 
Rahmen der GEAS-Reform. 

Kinder, die zu hier lebenden Verwandten einreisen, bei diesen leben wollen und 
können und deren Erziehungsberechtigung den Verwandten übertragen wurde, 
müssen Leistungen und Unterstützung durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe 
beziehungsweise das Landesjugendamt erhalten. 

 

Welche Verantwortung trägt Berlin? 
Die Umsetzung der Kinder- und Jugendhilfe sowie die Wahrnehmung der 
gesetzlichen Notvertretung fallen in die Zuständigkeit des Landes Berlin. Das 
Landesjugendamt beziehungsweise die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie trägt daher die Verantwortung, sorgfältig zu prüfen, ob tatsächlich eine 
Personensorgeberechtigung vorliegt oder ob eine gesetzliche Vertretung 
erforderlich ist. 

Berlin muss sicherstellen, dass bei ungeklärter Sorgeberechtigung unverzüglich die 
gesetzliche Notvertretung wahrgenommen, die Bestellung einer Vormundschaft 
angeregt und bis zur endgültigen Klärung sämtliche existenzsichernden Leistungen 
ohne Unterbrechung erbracht werden. Darüber hinaus muss Berlin gewährleisten, 
dass Kinder in Familienverbünden bereits im Screeningverfahren – ebenso wie 
unbegleitete minderjährige Geflüchtete – Zugang zu einer unabhängigen 
rechtlichen Vertretung erhalten. 

 

Unsere Forderung an das Land Berlin 
• Kinder und Jugendliche in Familienverbünden dürfen nicht aufgrund 

pauschaler Annahmen oder ungeklärter Zuständigkeiten in Schutz- und 
Versorgungslücken geraten. Das Land Berlin muss sicherstellen, dass die 
Rechte dieser Kinder von Beginn an wirksam geschützt werden. Hierzu 
gehört insbesondere: 

• Einzelfallprüfung statt Pauschalannahmen: Kinder in Familienverbünden 
dürfen nicht automatisch als „begleitet“ gelten. Das Landesjugendamt 
beziehungsweise die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 
muss sorgfältig prüfen, ob tatsächlich eine Personensorgeberechtigung 
vorliegt. 

• Aktive Rolle des Landesjugendamts Berlin: Das Landesjugendamt muss die 
Bestellung einer Vormundschaft anregen und den rechtlichen Schutz der 
Minderjährigen sicherstellen. 

• Sofortige rechtliche Vertretung: Bei ungeklärter Sorgeberechtigung ist 
unverzüglich eine gesetzliche Notvertretung durch die Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie wahrzunehmen. 
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• Verbindliche Überbrückungsleistungen: Der Lebensunterhalt muss bis zur 
Klärung der Zuständigkeit und Leistungsgewährung durchgehend gesichert 
sein. Es dürfen keine Leistungslücken entstehen. Die Schlechterstellung 
dieser Kinder nach dem SGB VIII sowie nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz ist unzulässig. 

• Keine Schutzlücken zulassen: Minderjährige dürfen niemals ohne 
Unterkunft und existenzsichernde Leistungen bleiben. 

• Unabhängige rechtliche Vertretung ab Tag eins: Kindern in 
Familienverbünden muss – ebenso wie unbegleiteten minderjährigen 
Geflüchteten – bereits im Screeningverfahren von Beginn an eine 
unabhängige rechtliche Vertretung zur Seite gestellt werden. 

 

 


